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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

 
Begründung 
Wer im öffentlichen Raum eine Veranstaltung durchführt, etwas verkauft oder 
baut, braucht dafür eine Bewilligung. Die Allmendverwaltung entscheidet 
über Begehren und Einsprachen in der Regel innerhalb von drei Monaten. 
Einfachere Fälle nach Meldeverfahren werden innerhalb von zwei Wochen 
behandelt. Die Allmendverwaltung prüft ein Gesuch und zieht die zuständi-
gen kantonale Fachstellen bei. Das Amt für Umwelt und Energie beurteilt 
beispielsweise Lärmschutz und Abfallkonzept, die Kantonspolizei die Ver-
kehrssicherheit oder die Stadtgärtnerei den Schutz der Stadtbäume. Die All-
mendverwaltung entscheidet aufgrund einer umfassenden Interessenabwä-
gung über die Stellungnahmen der Fachinstanzen. Als Leitbehörde sorgt sie 
für eine widerspruchsfreie Nutzungsbewilligung.  

 

 

 

 

 

 

 


